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Gericht 

Landesverwaltungsgericht Niederösterreich 

Entscheidungsdatum 

14.03.2024 

Geschäftszahl 

LVwG-M-13/001-2023 

Rechtssatz 

Es besteht kein Rechtsschutzbedürfnis und ist die Beschwerde als unzulässig zurückzuweisen, wenn ein 
Betretungs- und Annäherungsverbot vor der Entscheidung des VwG über die dagegen erhobene 
Maßnahmenbeschwerde von der Behörde (insbesondere, aber nicht nur bei der Überprüfung nach § 38a 
Abs 7 SPG; vgl zu der darüber hinaus gehenden Verpflichtung der Behörde zur Aufhebung VfGH G 
414/2017) aufgehoben wird, jedenfalls sofern die Begründung zum Ausdruck bringt, dass das Verbot 
bereits im Zeitpunkt seiner Erlassung rechtswidrig war. 
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